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Durch agrarbehördliche
Entscheidung erster (Septem-
ber 2001) und zweiter Instanz
(des Landesagrarsenates beim
Amt der Kärntner Landesre-
gierung vom Oktober 2001)
wurde ein Obmann einer
Agrargemeinschaft seines Am-
tes enthoben.

Minderheitsbeschwerde
nicht berücksichtigt

Die Agrarbehörde ging da-
von aus, dass die Behörde aus
triftigen Gründen u.a. auch
Vorstandsmitglieder ihrer
Stelle entheben könne. Im

Wesentlichen wurde dem Ob-
mann vorgehalten, dass die
Agrargemeinschaft im März
2001 einen Mehrheitsbe-
schluss zur Verpachtung der
agrargemeinschaftlichen Ei-
genjagd gefasst habe. Gegen
diesen Vollversammlungsbe-
schluss sei fristgerecht Min-
derheitsbeschwerde einge-
bracht worden. Dadurch kom-
me dem in Beschwerde gezo-
genen Vollversammlungsbe-
schluss (vorläufig) keine
Rechtswirksamkeit zu. Darauf
sei der Obmann in einem
Schreiben vom März 2001
ebenso durch die Agrarbehör-

de aufmerksam gemacht wor-
den. Ungeachtet dessen habe
der Obmann der Agrarge-
meinschaft im September
2001 einen Pachtvertrag zur
Verpachtung der agrargemein-
schaftlichen Eigenjagd im
Sinne des (angefochtenen)
mehrheitlichen Vollversamm-
lungsbeschlusses vom März
2001 abgeschlossen und un-
terschrieben. Mit diesem Han-
deln habe der Obmann in
eklatanter Weise gegen die
Verwaltungssatzungen der
Agrargemeinschaft verstoßen.
Zum einen habe der Obmann
einen, in Folge eingebrachter
Minderheitsbeschwerde, noch
nicht rechtsverbindlichen Voll-
versammlungsbeschluss voll-
zogen und damit ohne rechtli-
che Grundlage einen Pacht-
vertrag abgeschlossen und
zum anderen habe der Ob-
mann der ausdrücklichen
agrarbehördlichen Anord-
nung, dass dieser Vollver-
sammlungsbeschluss einst-
weilen nicht vollzogen wer-
den dürfe, zuwidergehandelt.

Verwaltungsgerichtshof
bestätigte Entscheidun-
gen der Agrarbehörden

Der Obmann hat gegen die
agrarbehördliche Entschei-
dung zweiter Instanz Be-
schwerde an den Verwal-
tungsgerichtshof erhoben.
Der Beschwerde ist auch
beim Verwaltungsgerichtshof
(VwGH) ein Erfolg versagt
geblieben. Der VwGH folgte
den Argumenten, wie sie in
den Entscheidungen der
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Ein Obmann wird seines
Amtes enthoben
von Dr. Josef Guggenberger

Agrargemeinschaftliche Funktionäre tragen viel
Verantwortung und dazu gehört selbstverständ-
lich auch die Einhaltung von „Spielregeln” in der
Organisation von Agrargemeinschaften durch die
gewählten Funktionsträger selber. Dazu nachste-
hender Fall, dargestellt von Dr. Josef Guggenber-
ger, der in der Entscheidung vom 27.06.2002, Zl.
2002/07/0026-11, den Verwaltungsgerichtshof be-
fasste.

Almen stehen sehr oft
im agrargemeinschaft-
lichen Eigentum
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Agrarbehörde I. und II. In-
stanz dargelegt wurden.

Ausführungen des Ver-
waltungsgerichtshofes

Mit Bescheid der Agrar-
behörde vom August 2001 sei
der Vollversammlungsbe-
schluss vom März 2001 über
die Verpachtung der Eigenjagd
ersatzlos aufgehoben worden.
Trotzdem habe der Beschwer-
deführer im September 2001
zur Verpachtung der Eigenjagd
einen Jagdpachtvertrag abge-
schlossen. Eine Verpachtung
der Eigenjagd ohne einen zu
Grunde liegenden Beschluss
der Vollversammlung dürfe
nicht erfolgen.

Der Verstoß des Obman-
nes wiege umso schwerer,
weil er sich beim Abschluss
des Pachtvertrages auch über
die agrarbehördliche Ent-
scheidung vom August 2001
hinweggesetzt habe, worin der
Vollversammlungsbeschluss
über die Verpachtung auf
Grund einer Minderheitsbe-
schwerde aufgehoben wurde.
Mit dieser Vorgangsweise
habe der Beschwerdeführer
den Erfolg der Minderheitsbe-
schwerde zu Fall zu bringen
versucht. Den Hinweis des
Beschwerdeführers auf die
Notwendigkeit, durch den ra-
schen Abschluss des Jagd-
pachtvertrages einen Schaden
von der Agrargemeinschaft
abwehren zu wollen, ließ der
Verwaltungsgerichtshof nicht
gelten. Allein das aufgezeigte
Vorgehen des Beschwerdefüh-
rers berechtige die Agrar-

behörden schon zur Enthe-
bung als Obmann der Agrar-
gemeinschaft.

Hinzu komme noch, so
führt der Verwaltungsgericht-
hof weiter aus, dass es auch zu
Unzukömmlichkeiten bei der
Einberufung der Vollver-
sammlung gekommen sei. Be-
sonders gravierend fand der
Verwaltungsgerichtshof den
Umstand, dass der Beschwer-
deführer sich nicht bereit ge-
funden habe, von Agrarge-
meinschaftsmitgliedern ge-
wünschte Tagesordnungs-
punkte auf die Tagesordnung
zu setzen. Ein Statut, das näm-
lich ein Recht auf Einberu-
fung einer solchen außeror-
dentlichen Vollversammlung
einräume, gewähre damit den
antragstellenden Mitgliedern
auch das Recht auf Aufnahme
von bestimmten Tagesord-
nungspunkten auf die Tages-
ordnung der begehrten Voll-
versammlung.

Schlüsse für Funktionäre
von Agrar- und Bring-
ungsgemeinschaften

Die agrargemeinschaftli-
chen Funktionäre, insbesonde-
re der Obmann, haben sich bei
der Verwaltungsführung der
Agrargemeinschaft genau an
die gesetzlichen und satzungs-

mäßigen Regeln zur Organisa-
tion der Agrargemeinschaft
bzw. Bringungsgemeinschaft
zu halten. Die Verletzung von
solchen Organisationsvor-
schriften wiegt besonders
schwer, wenn eine Verletzung
nicht nur versehentlich, son-
dern in diesem oder jenem
Ausnahmefall sogar bewusst
erfolgen sollte.

Die Wahl zum Obmann,
zum Obmannstellvertreter,
zum Ausschussmitglied oder
in eine andere Funktion einer
Agrargemeinschaft oder einer
Bringungsgemeinschaft ist
eine Vollmachtsübertragung
nach demokratischen Spielre-
geln. Das Vertrauen der
Mehrheit der Mitglieder ist
die Grundlage für die Wahl
als Funktionär einer Körper-
schaft. Die Vollmachtsüber-
tragung bedeutet vermehrte
Verantwortung der Funk-
tionäre für die auftragertei-
lende Körperschaft bzw. de-
ren Mitglieder. Das Vertrauen
der Mitglieder in ihre Funk-
tionäre soll und darf nicht
enttäuscht werden.

Wenn durch die Verletzung
von Organisationsregeln we-
sentliche Interessen von Agrar-
gemeinschaftsmitgliedern ver-
letzt werden, so hat die Agrar-
behörde als Aufsichtsbehörde
(s. Pkt. A) oder im Streit aus
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dem Mitgliedschaftsverhältnis
über Einspruch gegen agrarge-
meinschaftliche Beschlussfas-
sungen (s. Pkt. B) einzuschrei-
ten. 

Gesetzliche Regelung
laut Tiroler Rechtslage

A) Als Aufsichtsbehörde ist
die Agrarbehörde befugt, sich
über alle Angelegenheiten der

Agrargemeinschaften zu unter-
richten. Die Mitglieder und die
Organe der Agrargemeinschaf-
ten sind verpflichtet, den Orga-
nen der Agrarbehörde auf Ver-
langen Einsicht in Geschäfts-
un te r l agen zu gewähren ,
Schriftstücke vorzulegen oder
sonstige Unterlagen zur Verfü-
gung zu stellen, den Zutritt zu
Grundstücken, Gebäuden und
sonstigen Anlagen zu ge-
währen und die erforderlichen
Auskünfte zu erteilen, soweit
dies zur Ausübung der Aufsicht
erforderlich ist. Die Agrar-
behörde kann Sitzungen der
Organe der Agrargemeinschaft
einberufen. Sie ist ferner be-
rechtigt, zu den Sitzungen der
Organe der Agrargemeinschaft
Vertreter zu entsenden. Diese
sind berechtigt, an den Sitzun-
gen mit beratender Stimme teil-
zunehmen und Anträge zu stel-
len. Beschlüsse, die gegen das
Tiroler Flurverfassungslandes-
gesetz oder gegen den Regulie-
rungsplan einschließlich eines
Wirtschaftsplanes oder einer
Satzung verstoßen und dabei
wesentliche Interessen der
Agrargemeinschaft oder ihrer
Mitglieder verletzen, sind von
der Agrarbehörde aufzuheben.
Drei Jahre nach der Beschluss-
fassung ist eine aufsichts-
behördliche Behebung von Be-
schlüssen durch die Agrar-
behörde nicht mehr möglich.

Auch die Bestellung
eines Sachwalters
ist möglich

Vernachlässigt eine Agrar-
gemeinschaft die Bestellung

der Organe oder vernachlässi-
gen die Organe ihre satzungs-
mäßigen Aufgaben, so hat die
Agrarbehörde nach vorheriger
Androhung das Erforderliche
auf Gefahr und Kosten der
Agrargemeinschaft zu veran-
lassen; sie kann insbesondere
einen Sachverwalter mit ein-
zelnen oder allen Befugnissen
auf Kosten der Agrargemein-
schaft betrauen (§ 37 Abs. 3
TFLG 1996 i.d.F. LGBl. Nr.
55/2001). Auch nach unseren
gesetzlichen Grundlagen kann
die Agrarbehörde einen Ob-
mann, Ausschussmitglieder
oder den gesamten Ausschuss
von deren Funktion beheben.
Die Agrarbehörde könnte ei-
nen geeigneten Sachverwalter,
z.B. einen Rechtsanwalt oder
einen Notar, mit der Verwal-
tungsführung für eine Agrar-
gemeinschaft betrauen; die da-
durch auflaufenden nicht un-
beträchtlichen Kosten hätte
die Agrargemeinschaft zu tra-
gen. Aufsichtsmaßnahmen
dieser Art kommen recht sel-
ten zum Tragen.

Obmann hat die Be-
schlüsse zu vollziehen

Die Obleute haben die
agrargemeinschaftlichen Be-
schlüsse der Vollversammlun-
gen und der Ausschüsse zu
vollziehen. Dabei haben die
Obleute jeweils von den bin-
denden Beschlüssen auszuge-
hen. Auch wenn ein Obmann
mit einem Organbeschluss
nicht einverstanden sein soll-
te, hat er diesen dennoch zu
vollziehen; ein „Unterlaufen“
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von Beschlussfassungen wäre
ein grob rechtswidriges Ver-
halten agrargemeinschaftli-
cher Obleute. Dies würde die
Agrarbehörde als Aufsichts-
behörde zum Eingreifen ver-
pflichten. Wenn Agrargemein-
schaften, sei dies im Aus-
schuss oder in der Vollver-
sammlung, Beschlüsse fassen,
so kann dagegen innerhalb
von zwei Wochen Einspruch
an die Agrarbehörde erhoben
werden. Im Streit aus dem
Mitgliedschaftsverhältnis hat
darüber die Agrarbehörde zu
entscheiden. Angefochtene
Agrargemeinschaftsbeschlüs-
se dürfen bis zur rechtskräfti-
gen Entscheidung über einen
allenfalls eingebrachten Ein-
spruch nicht vollzogen wer-
den. Dies ist in den Mustersat-
zungen der Agrarbehörde aus-
drücklich so geregelt.

Genehmigungspflicht für
wichtige Verträge

Als weitere Maßnahme der
Aufsicht über Agrargemein-
schaften sieht das Gesetz die
Genehmigungspflicht für
wichtige Vorgänge der agrar-
gemeinschaftlichen Selbstver-
waltung vor. Dazu zählt etwa
die Errichtung erwerbswirt-
schaftlicher Unternehmen, ins-
besondere die Ausübung eines
Gewerbes, der Beitritt zu er-
werbswirtschaftlichen Unter-
nehmen sowie der Erwerb und
die Veräußerung von Gesell-
schaftsanteilen. Auch die Ver-
äußerung und die dauernde Be-
lastung agrargemeinschaftli-
cher Grundstücke, der Verzicht

auf dingliche Rechte, die zu
Gunsten von agrargemein-
schaftlichen Grundstücken
oder zu Gunsten einer Agrar-
gemeinschaft bestehen, bedarf
zu deren Wirksamkeit der Ge-
nehmigung der Agrarbehörde.
Einer solchen Genehmigung
bedarf es dann nicht, wenn
agrargemeinschaftliche oder
andere im Eigentum einer
Agrargemeinschaft stehende
Grundstücke (Grundstückstei-
le) mit einer Fläche von höchs-
tens 2000 m² veräußert werden
und es sich dabei nicht um
Teilwälder handelt.

Streitigkeiten innerhalb
der Agrargemeinschaft

B) Über Streitigkeiten zwi-
schen der Agrargemeinschaft
und ihren Mitgliedern oder zwi-
schen den Mitgliedern unterein-
ander hat die Agrarbehörde
über Antrag unter Ausschluss
des Rechtsweges zu entschei-
den, wenn solche Streitigkeiten
ihre Wurzeln im Mitglied-
schaftsverhältnis zur Agrarge-
meinschaft haben. Richten sich
solche Anträge (Einsprüche)
gegen Beschlüsse der Vollver-
sammlung, so sind sie inner-
halb von zwei Wochen nach der
Beschlussfassung, richten sie
sich gegen Beschlüsse oder
Verfügungen anderer Organe
der Agrargemeinschaft, so sind
sie innerhalb von zwei Wochen
nach der satzungsmäßigen Be-
kanntmachung einzubringen.
Anträge von Mitgliedern, die
einem Beschluss zugestimmt
haben oder die trotz ordnungs-
gemäßer Einladung an der Be-

schlussfassung nicht teilgenom-
men haben, sind nicht zulässig.
Die Agrarbehörde hat Be-
schlüsse (Verfügungen) von Or-
ganen der Agrargemeinschaft
aufzuheben, wenn sie gegen
das Tiroler Flurverfassungslan-
desgesetz oder gegen den Re-
gulierungsplan einschließlich
eines Wirtschaftsplanes oder ei-
ner Satzung verstoßen, und da-
bei wesentliche Interessen des
Antragstellers (Einspruchswer-
bers) verletzen. 

Einschränkung auf
„wesentliche” Interessen

Durch die Einschränkung
auf die Verletzung „wesentli-
cher“ Interessen soll sowohl im
aufsichtsbehördlichen Verfah-
ren gegenüber den Agrarge-
meinschaften, wie auch im
Streitverfahren aus dem Mit-
gliedschaftsverhältnis vermie-
den werden, dass nicht jede
„Bagatelle“, die ein Mitglied
bei der Agrarbehörde geltend
macht, zur Aufhebung der Ent-
scheidung eines Organes der
Agrargemeinschaft führt. Die
Agrarbehörde soll weder als
„Geschäftsführer“ einer Agrar-
gemeinschaft in Anspruch ge-
nommen werden, noch die
Agrargemeinschaft bevormun-
den. Die Agrarbehörde soll nur
bei wesentlichen Rechtsver-
stößen kontrollierend eingrei-
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fen, vor allem wenn es um den
Schutz wesentlicher materieller
Mitgliedschaftsrechte der
Agrargemeinschaftsmitglieder
geht. Durch das Wort „wesent-
lich“ soll aber auch gewährleis-
tet werden, dass im Streitver-
fahren vor der Agrarbehörde
die eine Entscheidung tragende
Mehrheit der Agrargemein-
schaft Anspruch auf Schutz vor
einer Minderheit hat, welche
die Handlungsfähigkeit der
Agrargemeinschaft durch die
Anfechtung von Verstößen ge-
gen formelle Normen, durch
die sie aber in ihren materiellen
Rechten nicht verletzt wird, zu
beeinträchtigen sucht. Die den
Vorgang der Willensbildung re-
gelnden Bestimmungen für
eine Agrargemeinschaft sind
nicht Selbstzweck, sondern die-
nen vielmehr der Verwirkli-
chung der körperschaftlichen
Autonomie, in dem sie die an-
teilsentsprechende Teilhabe des
einzelnen Körperschaftsmit-

gliedes am Willensbildungspro-
zess ebenso gewährleisten sol-
len wie die Handlungsfähigkeit
der Körperschaft selbst (vgl.
Erkenntnis des VwGH vom 19.
Mai 1994, 94/07/0045).

Selbstverwaltungskörper

Agrargemeinschaften sind
grundsätzlich Selbstverwal-
tungskörper. Im Rahmen ihrer
gesetzlich und satzungsmäßig
vorgegebenen Autonomie ha-
ben Agrargemeinschaften, wie
auch Bringungsgemeinschaf-
ten, „ihre Aufgaben“ selber zu
besorgen. In Tirol gibt es rund
2000 Agrargemeinschaften
und weit über 1000 Bringungs-
gemeinschaften, welche unter
der Aufsicht der Agrarbehörde
stehen. Aufsichtsbehördliche
Maßnahmen der Agrarbehörde
gegenüber diesen Gemein-
schaften sind in der Praxis sel-
ten von Nöten. Den Agrarge-
meinschaften und Bringungs-

gemeinschaften bzw. deren
Funktionären kann durchwegs
großes Verantwortungsbewusst-
sein und korrekte sowie erfolg-
reiche Arbeit für die dahinter
stehenden Gemeinschaften be-
stätigt werden.

Streitbeilegung im Vor-
feld ist anzustreben

Einspruch erheben heißt
durchwegs nicht schon
„Recht“ haben; im Einspruchs-
fall hat die Agrarbehörde ein
Ermittlungsverfahren durch-
zuführen. In der Praxis ist es
oft so, dass nach Aufklärung
des Sachverhaltes Einsprüche
zurückgezogen werden. Die
Erfolgs-“Quote“ von Ein-
sprüchen ist in der Praxis auch
nicht sehr hoch, was wieder-
um zeigt, dass die Agrarge-
meinschaften bzw. deren ge-
wählte Funktionäre die Agrar-
gemeinschaften im Rahmen
von Gesetz und Satzung oh-
nehin ordnungsgemäß verwal-
ten. In der Praxis ist es auch
so, dass die Agrargemein-
schaftsvertreter, aber auch so
manche Agrargemeinschafts-
mitglieder, bei der Agrar-
behörde schriftlich und münd-
lich vorsprechen. Dadurch
können so manche Probleme
im „Vorfeld“ und ohne weite-
res „Kräftemessen“ bereinigt
werden. Streit führt zu nichts
Gutem, wenn durch andere
Mittel und Wege Gemeinsam-
keit und gutes Auskommen in
den Agrargemeinschaften
weiter erhalten bzw. fallweise
so unbürokratisch wieder her-
gestellt werden können.
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Zum Autor:
HR Dr. Josef Guggen-
berger ist Leiter der
Agrarbehörde beim
Amt der Tiroler
Landesregierung

Termine: Rassen: Ort:
12.01.2002 Bergschafe Imst
23.03.2002 Bergschafe Imst
06.04.2002 Steinschafe, Ziegen Rotholz
28.09.2002 Berg-, Stein-, Suffolkschafe Lienz
05.10.2002 Bergschafe Imst
12.10.2002 Berg- Steinschafe, Suffolkschafe Rotholz
09.11.2002 Bergschafe Imst
23.11.2002 Bergschafe Imst
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